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SPRUCH 

Das große Ziel der Bildung ist nicht Wissen, sondern Handeln. 

Herbert Spencer; 1820 – 1903, englischer Philosoph und Soziologe 

 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
 

Übergangsfrist für höheren Verdienst 
bei Minijobbern 
  

Für eine erneute Übergangszeit vom 1.6. – 31.10.2021 kann 
vorübergehend ein viermaliges Überschreiten der monatlichen 
Verdienstgrenze im Minijob möglich sein. Ein Mitarbeiter kann 
also in einzelnen Monaten mehr als 450 € verdienen. 
 
Dieses gilt jedoch nur für Beschäftigungszeiträume ab Inkraft-
treten der Übergangsregelung. Für davor liegende Zeiträume 
bleibt es bei der Möglichkeit des dreimaligen nicht vorherseh-
baren Überschreitens der Verdienstgrenze. 
 
Verdient ein Minijobber nach dem 1.6.2021 in den Kalendermo-
naten Juni bis Oktober 2021 mehr als ursprünglich vorgesehen, 
ist zu prüfen, wie oft dies innerhalb des letzten Zeitjahres (12-
Monats-Zeitraum) geschehen ist. Der 12-Monats-Zeitraum en-
det immer mit dem Ende des Kalendermonats, in dem ein un-
vorhersehbares Überschreiten vorliegt und beginnt 12 Monate 
vorher. Wurde die Verdienstgrenze innerhalb des 12-Monats-
Zeitraums in maximal 4 Kalendermonaten nicht vorhersehbar 
überschritten, liegt ein gelegentliches Überschreiten und damit 
weiterhin ein Minijob vor. 
 
Beispiel: Ein Minijobber arbeitet seit dem 1.1.2020 gegen ein 
monatliches Arbeitsentgelt in Höhe von 440 €. Vom 1.7. - 
31.8.2021 vertritt er krankheitsbedingt eine Vollzeitkraft. Der 
Verdienst erhöht sich im Juli und August 2021 auf monatlich 
1.500 €. Dadurch, dass der Minijobber bereits im September 

 
 



und Dezember 2020 Krankheitsvertretungen für Vollzeitkräfte 
übernommen hatte, wurde in diesen Monaten ebenfalls die 
450-€-Grenze überschritten. Die Beschäftigung des Minijobbers 
bleibt auch für die Zeit vom 1.7. - 31.8.2021 ein Minijob, da in-
nerhalb des maßgebenden 12-Monats-Zeitraums die Verdienst-
grenze maximal in 4 Kalendermonaten nicht vorhersehbar 
überschritten wurde. 

 

Familienrecht/Erbrecht 
 

Pflicht zur Rechnungslegung gegen-
über den Erben 
  

Kümmert sich ein Sohn um die Bankangelegenheiten seiner 
Mutter, ist er nach deren Tod den Miterben gegenüber nicht in 
jedem Fall zur Rechnungslegung über die vorgenommenen Ge-
schäfte verpflichtet. Das entschied das Oberlandesgericht 
Braunschweig (OLG) in seinem Urteil vom 28.4.2021. 
 
In dem vom OLG entschiedenen Fall besorgte der Sohn für die 
Mutter zu ihren Lebzeiten die Bankgeschäfte. Hierfür hatte 
diese ihm nicht nur eine Bankvollmacht, sondern auch eine 
Vorsorgevollmacht für den Fall ihrer Pflege- und Betreuungsbe-
dürftigkeit erteilt. Voraussetzung für einen Anspruch auf Rech-
nungslegung ist, so die Richter, dass die Mutter den 
Sohn rechtsverbindlich mit der Vornahme der Bankgeschäfte 
beauftragt hat. Ein solcher Auftrag ergibt sich nicht aus der 
Vollmacht an sich. 
 
Die Richter stellten klar, dass die Mutter dem Sohn einen Auf-
trag erteilt hatte, allerdings erst für den Zeitpunkt, als sie 
pflege- und betreuungsbedürftig wurde. Denn in diesem Zu-
stand konnte sie ihre Bankgeschäfte weder selbst wahrnehmen 
noch deren Vornahme durch den Sohn kontrollieren. Weil sich 
für die Zeit davor keine Auftragserteilung feststellen ließ, muss 
der Sohn der Erbengemeinschaft nur für diesen Zeitraum Aus-
künfte geben. Eine zusätzliche schriftliche Abrechnung schul-
dete er nicht. 

 
 

 
 
 
 



Sonstiges 
 

(Noch) keine Doppelbesteuerung von 
gesetzlichen Renten 
  

In der unterschiedlichen Besteuerung von Renten bis 2004 – 
normale Renten wurden nur mit dem Ertragsanteil, Pensionen 
von Beamten wurden voll versteuert – sah das Bundesverfas-
sungsgericht (BVerfG) eine verfassungswidrige Ungleichbe-
handlung. Es verpflichtete den Gesetzgeber zu einer Neurege-
lung spätestens mit Wirkung ab 2005. Seit dem 1.1.2005 sind 
nicht nur Pensionen, sondern auch Rentenbezüge im Grundsatz 
voll einkommensteuerpflichtig. Demgegenüber können aber die 
Altersvorsorgeaufwendungen als Sonderausgaben abgezogen 
werden (sog. nachgelagerte Besteuerung). 
 
Wegen des damit verbundenen Ausfalls an Steuereinnahmen 
wurde eine sehr langfristig wirkende Übergangsregelung ge-
schaffen. Diese sieht vor, dass bei Rentnern, die bis einschließ-
lich 2005 in den Rentenbezug eingetreten sind, ein Betrag von 
50 % ihrer damaligen Rente steuerfrei bleibt. Dieser Freibetrag 
mindert sich jährlich für all diejenigen, für die der Rentenbezug 
erst nach 2005 beginnt. Für Erstrentner im Jahre 2021 beträgt 
dieser Freibetrag z. B. nur noch 19 %. Steuerpflichtige die ab 
2040 erstmalig Rente beziehen, müssen dann 100 % der Rente 
versteuern. Anzumerken ist, dass auch bei einem früheren 
Rentenbeginn die laufenden „Rentenerhöhungen“ zu 100 % 
der Besteuerung unterliegen. Als Ausgleich für die höhere Be-
steuerung steigt auch der Abzug der Altersvorsorgeaufwendun-
gen als Sonderausgaben für alle Steuerpflichtige jährlich an. 
Lag der zu berücksichtigende Anteil in 2005 noch bei 60 % der 
Aufwendungen, werden ab dem Jahr 2025 dann 100 % der 
Aufwendungen als Sonderausgaben berücksichtigt. 
 
Bitte beachten Sie! In seiner Entscheidung vom 19.5.2021 
stellte der Bundesfinanzhof (BFH) fest, das auf der Grundlage 
seiner Berechnungsvorgaben zwar jetzige Rentenjahrgänge vo-
raussichtlich noch nicht, aber spätere Jahrgänge sehr wohl von 
einer doppelten Besteuerung ihrer Renten betroffen sein dürf-
ten. Dies folgt daraus, dass der Rentenfreibetrag mit jedem 
Jahr kleiner wird. 
 
Anmerkung: Der Gesetzgeber wird hier entsprechend reagie-
ren und eine zeitnahe Änderung der Rentenberechnung für die 
Zukunft vornehmen müssen. 

 


